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Regierungsvorlage 

Abkommen 

zwischen der Republik Österreich 

und 

der Republik Lettland 

über 

die Förderung und den Schutz von Investitionen 

DIE REPUBLIK ÖSTERREICH UND DIE REPULIK LETTLAND, 

im folgenden die "Vertragsparteien" genannt, 

VON DEM WUNSCHE GELEITET, günstige Voraussetzungen für eine größere wirtschaftliche Zu­
sammenarbeit zwischen den Vertrags parteien zu schaffen; 

IN DER ERKENNTNIS, daß die Förderung und der Schutz von Investitionen die Bereitschaft zur 
Vornahme solcher Investitionen stärken und dadurch einen wichtigen Beitrag zur Entwicklung der Wirt­
schaftsbeziehungen leisten können, 

SIND WIE FOLGT ÜBEREINGEKOMMEN: 

ARTIKEL 1 

Definitionen 

Für die Zwecke dieses Abkommens 

(1) umfaßt der Begriff "Investition" alle Vermögenswerte, und insbesondere, aber nicht ausschließ­
lich: 

a) Eigentum an beweglichen und unbeweglichen Sachen sowie sonstige dingliche Rechte, wie Hy­
potheken, Zurückbehaltungsrechte, Pfandrechte, Nutzungsrechte und ähnliche Rechte; 

b) Anteilsrechte und andere Arten von Beteiligungen an Unternehmen; 
c) Ansprüche auf Geld, das übergeben wurde, um einen wirtschaftlichen Wert zu schaffen, oder 

Ansprüche auf eine Leistung, die einen wirtschaftlichen Wert hat; 
d) Urheberrechte, gewerbliche Schutzrechte wie Erfinderpatente, Handelsmarken, gewerbliche 

Muster und Modelle sowie technische Verfahren, Know-how, Handelsnamen und Goodwill; 
e) öffentlich-rechtliche Konzessionen für die Aufsuchung, den Abbau oder die Gewinnung von 

Naturschätzen; 

(2) bezeichnet der Begriff "Investor" in bezug auf die Republik Österreich 
a) jede natürliche Person, die die Staatsangehörigkeit der Republik Österreich besitzt und im Ho­

heitsgebiet der anderen Vertragspartei eine Investition tätigt; 
b) jede juristische Person oder Personengesellschaft, die in Übereinstimmung mit den Rechtsvor -

schriften der Republik Österreich geschaffen wurde, ihren Sitz im Hoheitsgebiet der Republik 
Österreich hat und im Hoheitsgebiet der anderen Vertragspartei eine Investition tätigt; 
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2 86 der Beilagen 

in bezug auf die Republik Lettland 
a) jede natürliche Person, die den Status eines Staatsangehörigen der Republik Lettland in Über­

einstimmung mit deren Gesetzen besitzt und im Hoheitsgebiet der anderen Vertragspartei eine 
Investition tätigt; 

b) jede juristische Person, die in Übereinstimmung mit den Rechtsvorschriften der Republik Lett­
land geschaffen wurde, ihren Sitz im Hoheitsgebiet der Republik Lettland hat und im Hoheits­
gebiet der anderen Vertragspartei eine Investition tätigt; 

(3) bezeichnet der Begriff ,,Erträge" diejenigen Beträge, die eine Investition erbringt, und insbeson­
dere, aber nicht ausschließlich, Gewinne, Zinsen, Kapitalzuwächse, Dividenden, Tantiemen, Lizenzge­
bühren und andere Entgelte; 

(4) umfaßt der Begritf "Enteignung" auch die Verstaatlichung oder jede sonstige Maßnahme mit 
gleicher Wirkung. 

ARTIKEL 2 

Förderung und Schutz von Investitionen 

(1) Jede Vertragspartei fördert nach Möglichkeit in ihrem Hoheitsgebiet Investitionen von Investo­
ren der anderen Vertragspartei, läßt diese Investitionen in Übereinstimmung mit ihren Rechtsvorschriften 
zu und behandelt sie in jedem Fall gerecht und billig. 

(2) Investitionen gemäß Artikel 1 Absatz 1 und ihre Erträge genießen den vollen Schutz dieses Ab­
kommens. Gleiches gilt, unbeschadet der Bestimmungen des Absatzes 1, im Falle einer Wiederveranla­
gung solcher Erträge auch für deren Erträge. Die rechtliche Erweiterung, Veränderung oder Umwandlung 
einer Investition hat in Übereinstimmung mit der Gesetzgebung jener Vertragspartei zu erfolgen, in deren 
Hoheitsgebiet die Investition getätigt wurde. 

ARTIKEL 3 

Behandlung von Investitionen 

(1) Jede Vertragspartei behandelt Investoren der anderen Vertragspartei und deren Investitionen 
nicht weniger günstig als Investoren dritter Staaten und deren Investitionen. 

(2) Die Bestimmungen gemäß Absatz 1 können nicht dahingehend ausgelegt werden, daß sie eine 
Vertragspartei verpflichten, den Investoren der anderen Vertragspartei und deren Investitionen den ge­
genwärtigen oder künftigen Vorteil einer Behandlung, einer Präferenz oder eines Privileges einzuräumen, 
welcher sich ergibt aus 

a) einer Zollunion, einem gemeinsamen Markt, einer Freihandelszone oder der Zugehörigkeit zu 
einer Wirtschaftsgemeinschaft; 

b) einem internationalen Abkommen, einer zwischenstaatlichen Vereinbarung oder innerstaatlichen 
Rechtsvorschrift über Steuerfragen; 

c) einer Regelung zur Erleichterung des Grenzverkehrs; 
d) einer Inländergleichbehandlung, welche eine Vertragspartei im Hinblick auf ein bilaterales Ab­

kommen über die Förderung und den Schutz von Investitionen mit einem Drittstaat gewährt hat. 

ARTIKEL 4 

Entschädigung 

(1) Investitionen von Investoren einer Vertragspartei dürfen im Hoheitsgebiet der anderen Vertrags­
partei nur im öffentlichen Interesse, auf Grund eines rechtmäßigen Verfahrens und gegen Entschädigung 
enteignet werden. Die Entschädigung muß dem Wert der Investition unmittelbar vor dem Zeitpunkt ent­
sprechen, in dem die tatsächliche oder drohende Enteignung öffentlich bekaimt wurde. Die Entschädi­
gung muß ohne ungebührliche Verzögerung geleistet werden und ist bis zum Zeitpunkt der Zahlung mit 
dem üblichen bankmäßigen Zinssatz jenes Staates, in dessen Hoheitsgebiet die Investition durchgeführt 
wurde, zu verzinsen; sie muß in frei konvertierbarer Währung erfolgen und frei transferierbar sein. Spä­
testens im Zeitpunkt der Enteignung muß in geeigneter Weise für die Festsetzung und Leistung der Ent­
schädigung Vorsorge getroffen sein. 

(2) Enteignet eine Vertragspartei die Vermögenswerte einer Gesellschaft, die in Anwendung von 
Artikel 1 Absatz 2 dieses Abkommens als eine Gesellschaft dieser Vertragspartei anzusehen ist, und an 
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welcher ein Investor der anderen Vertrags partei Anteilsrechte besitzt, so wendet sie die Bestimmungen 
des Absatzes 1 dergestalt an, daß die angemessene Entschädigung dieses Investors sichergestellt wird. 

(3) Dem Investor steht das Recht zu, die Rechtmäßigkeit der Enteignung durch die zuständigen Or­
gane der Vertragspartei, welche die Enteignung veranlaßt hat, überprüfen zu lassen. 

(4) Dem Investor steht das Recht zu, die Höhe der Entschädigung und die Zahlungsmodalitäten 
entweder durch die zuständigen Organe der Vertragspartei, welche die Enteignung veranlaßt hat, oder 
durch ein internationales Schiedsgericht gemäß Artikel 8 dieses Abkommens überprüfen zu lassen. 

ARTIKELS 

Transfer 

(1) Jede Vertragspartei gewährt den Investoren der anderen Vertragspartei ohne ungebührliche Ver­
zögerung den freien Transfer in frei konvertierbarer Währung der im Zusammenhang mit einer Investition 
stehenden Zahlungen, insbesondere, aber nicht ausschließlich, 

a) des Kapitals und zusätzlicher Beträge zur Aufrechterhaltung oder Erweiterung der Investition; 

b) von Beträgen, die zur Abdeckung von Ausgaben im Zusammenhang mit der Verwaltung der 
Investition bestimmt waren; 

c) der Erträge; 

d) der Rückzahlung von Darlehen; 

e) des Erlöses im Falle vollständiger oder teilweiser Liquidation oder Veräußerung der Investition; 

f) einer Entschädigung gemäß Artikel 4 Absatz 1 dieses Abkommens. 

(2) Die Zahlungen gemäß diesem Artikel erfolgen zu den Wechselkursen, die am Tage der Trans­
ferzahlung im Hoheitsgebiet der Vertragspartei, von der aus der Transfer vorgenommen wird, gelten. 

(3) Die Wechselkurse werden entsprechend den Notierungen an den im Hoheitsgebiet jeder Ver­
tragspartei befindlichen Börsen bzw. subsidiär von dem jeweiligen Bankensystem im Hoheitsgebiet jeder 
der Vertragsparteien festgelegt. Die Bankgebühren werden gerecht und angemessen sein. 

ARTIKEL 6 

Eintrittsrecht 

Leistet eine Vertragspartei oder eine von ihr hiezu ermächtigte Institution ihrem Investor Zahlungen 
auf Grund einer Garantie für eine Investition im Hoheitsgebiet der anderen Vertragspartei, so erkennt 
diese andere Vertragspartei, unbeschadet der Rechte des Investors der erstgenannten Vertrags partei aus 
Artikel 8 dieses Abkommens und der Rechte der erstgenannten Vertragspartei aus Artikel 9 dieses Ab­
kommens, die Übertragung aller Rechte und Ansprüche dieses Investors kraft Gesetzes oder auf Grund 
eines Rechtsgeschäfts auf die erstgenannte Vertragspartei an. Ferner erkennt die andere Vertragspartei 
den Eintritt der erstgenannten Vertragspartei in alle diese Rechte oder Ansprüche an, welche die erstge­
nannte Vertragspartei in demselben Umfang wie ihr Rechtsvorgänger auszuüben berechtigt ist. Für den 
Transfer der an die betreffende Vertragspartei auf Grund der übertragenen Rechte zu leistenden Zahlun­
gen gelten Artikel 4 und Artikel 5 dieses Abkommens sinngemäß. 

ARTIKEL 7 

Andere Verpflichtungen 

(1) Ergibt sich aus den Rechtsvorschriften einer Vertrags partei oder aus völkerrechtlichen Ver­
pflichtungen, die neben diesem Abkommen zwischen den Vertragsparteien bestehen oder in Zukunft 
begründet werden, eine allgemeine oder besondere Regelung, durch die den Investitionen der Investoren 
der anderen Vertragspartei eine günstigere Behandlung als nach diesem Abkommen zu gewähren ist, so 
geht diese Regelung dem vorliegenden Abkommen insoweit vor, als sie günstiger ist. 

(2) Jede Vertragspartei hält jede vertragliche Verpflichtung ein, die sie gegenüber einem Investor 
der anderen Vertragspartei in bezug auf von ihr genehmigte Investitionen in ihrem Hoheitsgebiet über­
nommen hat. 
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4 86 der Beilagen 

ARTIKEL 8 

Beilegung von Investitionsstreitigkeiten 

(1) Entstehen zwischen einer Vertrags partei und einem Investor der anderen Vertragspartei Mei­
nungsverschiedenheiten aus einer Investition, so werden diese so weit wie möglich zwischen den Streit­
parteien freundschaftlich beigelegt. 

(2) Im Falle, daß beide Vertragsparteien Mitglieder des Washingtoner Abkommens vom 18. März 
1965 (ICSID) sind, tlnden die folgenden Bestimmungen Anwendung: 

Kann eine Meinungsverschiedenheit gemäß Absatz 1 nicht innerhalb von drei Monaten ab einer 
schriftlichen Mitteilung hinreichend bestimmter Ansprüche beigelegt werden, wird die Meinungsver­
schiedenheit auf Antrag der Vertragspartei oder des Investors der anderen Vertragspartei zur Durch­
führung eines Vergleichsverfahrens oder eines Schiedsverfahrens dem Internationalen Zentrum für die 
Beilegung von Investitionsstreitigkeiten unterbreitet, welches durch die Konvention über die Beilegung 
von Investitionsstreitigkeiten zwischen Staaten und Staatsangehörigen anderer Staaten, die am 18. März 
1965 in Washington zur Unterzeichnung aufgelegt wurde, geschaffen wurde. Im Falle eines Schiedsver­
fahrens stimmt jede Vertragspartei auch ohne Vorliegen einer individuellen Schiedsvereinbarung zwi­
schen der Vertragspartei und dem Investor durch dieses Abkommen unwiderruflich im vorhinein zu, 
solche Meinungsverschiedenheiten dem Zentrum zu unterbreiten und den Schiedsspruch als bindend 
anzuerkennen. Diese Zustimmung beinhaltet den Verzicht auf das Erfordernis, daß das innerstaatliche 
Verwaltungs- oder Gerichtsverfahren erschöpft worden ist. 

(3) Im Falle, daß eine der Vertragsparteien nicht Mitglied der in Absatz 2 genannten Konvention ist, 
tlnden die folgenden Bestimmungen Anwendung: 

Kann eine Meinungsverschiedenheit gemäß Absatz I nicht innerhalb von drei Monaten ab dem Er­
halt einer schriftlichen Mitteilung hinreichend bestimmter Ansprüche beigelegt werden, wird die Mei­
nungsverschiedenheit auf Antrag der Vertragspartei oder des Investors der anderen Vertragspartei durch 
ein Schiedsverfahren nach der UNCITRAL-Schiedsgerichtsordnung in der zum Zeitpunkt des Antrags 
auf Einleitung des Schiedsverfahrens für beide Vertragsparteien zuletzt gültigen Fassung von drei 
Schiedsrichtern entschieden. Die Vertragspartei unterwirft sich mich dann dem genannten Schiedsgericht, 
wenn keine diesbezügliche Schiedsvereinbarung vorliegt. 

(4) Der Schiedsspruch ist endgültig und bindend; er wird nach innerstaatlichem Recht vollstreckt; 
jede Vertrags partei stellt die Anerkennung und Durchsetzung des Schiedsspruches in Übereinstimmung 
mit ihren einschlägigen Rechtsvorschriften sicher. 

(5) Eine Vertragspartei, die Streitpartei ist, macht in keinem Stadium des Vergleichs- oder Schieds­
verfahrens oder der Durchsetzung eines Schiedsspruchs als Einwand geltend, daß der Investor, der die 
andere Streitpartei bildet, auf Grund einer Garantie eine Entschädigung bezüglich aller oder Teile seiner 
Verluste erhalten habe. 

ARTIKEL 9 

Streitigkeiten zwischen den Vertragsparteien 

(1) Meinungsverschiedenheiten zwischen den Vertragsparteien über die Auslegung oder Anwen­
dung dieses Abkommens sollen, soweit wie möglich, durch freundschaftliche Verhandlungen beigelegt 
werden. . 

(2) Kann eine Meinungsverschiedenheit gemäß Absatz I innerhalb von sechs Monaten nicht beige­
legt werden, so wird sie auf Antrag einer der Vertragsparteien einem Schiedsgericht unterbreitet. 

(3) Das Schiedsgericht wird von Fall zu Fall wie folgt gebildet: jede Vertragspartei bestellt ein 
Mitglied und beide Mitglieder einigen sich auf einen Staatsangehörigen eines dritten Staates als Vorsit­
zenden. Die Mitglieder sind innerhalb von zwei Monaten, nachdem die eine Vertragspartei der anderen 
mitgeteilt hat, daß sie die Meinungsverschiedenheit einem Schiedsgericht unterbreiten will, der Vorsit­
zende innerhalb von weiteren zwei Monaten zu bestellen. 

(4) Werden die in Absatz 3 festgelegten Fristen nicht eingehalten, so kann in Ermangelung einer an­
deren Vereinbarung jede Vertragspartei den Präsidenten des Internationalen Gerichtshofes bitten, die 
erforderlichen Ernennungen vorzunehmen. Besitzt der Präsident des Internationalen Gerichtshofes die 
Staatsangehörigkeit einer der beiden Vertragsparteien oder ist er aus einem anderen Grund verhindert 
diese Funktion auszuüben, so kann der Vizepräsident, oder im Falle seiner Verhinderung, das 
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dienstälteste Mitglied des Internationalen Gerichtshofes unter denselben Voraussetzungen eingeladen 
werden, die erforderlichen Ernennungen vorzunehmen. 

(5) Das Schiedsgericht beschließt seine eigene Verfahrensordnung. 

(6) Das Schiedsgericht entscheidet auf Grund dieses Abkommens sowie auf Grund der allgemein 
anerkannten Regeln des Völkerrechtes. Es entscheidet mit Stimmenmehrheit; der Schiedsspruch ist end­
gültig und bindend. 

(7) Jede Vertragspartei trägt die Kosten ihres Mitglieds und ihrer rechtlichen Vertretung in dem 
Schiedsverfahren. Die Kosten des Vorsitzenden sowie die sonstigen Kosten werden von den beiden Ver­
tragsparteien zu gleichen Teilen getragen. Das Gericht kann jedoch in seinem Schiedsspruch eine andere 
Kostenregelung treffen. 

ARTIKEL 10 

Anwendung dieses Abkommens 

Dieses Abkommen gilt für Investitionen, die Investoren der einen Vertragspartei in Übereinstim­
mung mit den Rechtsvorschriften der anderen Vertragspartei in deren Hoheitsgebiet sowohl vor als auch 
nach dem Inkrafttreten dieses Abkommens vorgenommen haben oder vornehmen werden. Es findet je­
doch keine Anwendung auf Investitionen, die vor dem 1. Jänner 1956 getätigt wurden, außer wenn es 
zwischen den Vertragsparteien ausdrücklich vereinbart wurde. 

ARTIKEL 11 

Inkrafttreten und Dauer 

(1) Dieses Abkommen bedarf der Ratifikation lind tritt am ersten Tag des dritten Monats in Kraft, 
der auf den Monat folgt, in welchem die Ratifikationsurkunden ausgetauscht worden sind. 

(2) Das Abkommen bleibt zehn Jahre lang in Kraft; nach dessen Ablauf wird es auf unbestimmte 
Zeit verlängert und kann von jeder Vertrags partei unter Einhaltung einer Kündigungsfrist von zwölf Mo­
naten schriftlich auf diplomatischem Wege gekündigt werden. 

(3) Für Investitionen, die bis zum Zeitpunkt des Außerkrafttretens dieses Abkommens vorgenom­
men worden sind, gelten die Artikel Ibis 10 dieses Abkommens noch für weitere zehn Jahre vom Tage 
des Außerkrafttretens des Abkommens an. 

GESCHEHEN zu Riga, am 17. November 1994, in zwei Urschriften, jede in deutscher und lettischer 
Sprache, wobei jeder Wortlaut gleichermaßen authentisch ist. 

Für die Republik Österreich: 

Franz Parak m.p. 

Für die Republik Lettland: 

Valdis Birkavs m.p. 
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6 86 der Beilagen 

LIGUMS 

STARP 

AUSTRIJAS REPUBLIKU 

UN 

LATVIJAS REPUBLIKU 

PAR IEGULDIJUMU VEICINASANU UN 

TO AIZSARDZIBU 

AUSTRIJAS REPUBLIKA UN LA TVIJAS REPUBLIKA, turprnäk ligurnä sauktas 
"Ligurnsledzejas puses", 

VELEDAMÄS radit labveligus apstäklus plasäkai ekonorniskajai sadarbibai starp abärn Ligurnsle­
dzejärn pusern, 

ATZisTOT nepieciesarnibu veicinät un aizsargät ieguldijurnus, lai stirnuletu ieguldijurnu veiksanu 
un tiidejädi sekmetu abu valstu ekonornisko attiecibu attistlbu, 

VIENOJÄS PAR SEKOJOSO: 

Si ligurna rner~iern: 

1. pants 

Terminu skaidrojums 

. 
(1) termins "ieguldijurni" ietver visu veidu ipasumu, tai skaitä, bet ne tikai: 

a) kustamo un nekustamo ipasurnu, kä ari citas ipaSurna tiesibas, tädas kä hipotekas, vienas puses 
tiesibas atteikties no savu ligurnsaistlbu izpildes, ~ilas tiesibas, lietosanas tiesibas, un lidzigas 
tiesibas; 

b) lidzipasnieka tiesibas un cita veida lidzdalibu uZJ;lernurnos; 

c) tiesibas pieprasit naudas lidzeklus, kuri nodoti, lai raduu ekonorniskas vertibas vai pakalpojurnus, 
kuriern ir ekonorniska vertiba; 

d) autortiesibas, tiesibas rupnieciskäs raiosanas aizsardzibai, tädas kä izgudrotäja patentus, firrnas 
zirnes, rüpnieciskäs raiosanas paraugus un rnodelus, tehnologiju, know-how, firrnas värdu un 
firmas vetibu; 

e) sabiedriski tiesiskas koncesijas dabas bagätibu izpetei un ieguvei; 

(2) ar terrninu "iegulditäjs" attiecibä uz Austrijas Republiku saprot: 

a) katru fizisko personu, kurai ir Austrijas Republikas pilsoniba un kura veic ieguldijurnus otras 
Ligurnsledzejas puses suverenajä teritorijä; 

b) katru juridisku personu vai sabiedribas, kuras izveidotas saska1',lä ar Austrijas Republikas likurn­
dosanu un kuras pastävigä atrasanäs vieta ir suverenajä Austrijas Republikä un kura veic iegul­
dijurnu otras Ligurnsledzejas puses suverenajä teritorijä; 

attiecibä uz Latvijas Republiku: 

a) katru fizisko personu, kurai saska1',läir Latvijas Republikas likurndosanu pies~irts pilsoJ}.a statuss 
un kura veic ieguldijurnu otras Ligurnsledzejas puses suverenajä teritorijä; 

b) katru juridisko personu, kura izveidota saskaQ.ä ar Latvijas Republikas likurndosanu un kuras 
pastävigä atrasanäs vieta ir suverenajä Latvijas Republikä, un kura veic ieguldijurnu otras Li­
gurnsledzejas puses suverenajä teritorijä; 

(3) ar terrninu "ienäkurni" jäsaprot täs naudas surnrnas, ko dod ieguldijurni, tai skaitä, bet ne tikai, 
pelQ.u, procentus, kapitäla pieaugurnu, dividendes, tantjernas, nodevas par licencern un cita veidaatlidzi­
bu; 

(4) termins "atsavinäsana" ietver ari nacionalizäciju vai jebkurus citus pasäkumus ar lidzigu rezul­
tätu. 
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2. pants 

Ieguldijumu veicinäsana un aizsardziba 

7 

(1) Katra Ligumsledzeja puse pec saväm iespejäm sekme otras ligumsledzejas puses iegulditäju 
veiktos ieguldijumus savä suverenajä teritorijä, pielauj sos ieguldijumus saskaJ;lä ar saviem normativajiem 
aktiem un rikojas ar tiem taisnigi un godprätigi jebkurä gadijumä. 

v (2) Ieguldijumi saskaJ;lä ar 1. panta I. punktu un no tiem gütä pelJ;la atrodas si liguma pilnä aizsardzi­
bä. Sis pelJ;las atkaliegüsnas gadijumä, tas pats, nekaitejot 1. punkta noteikumiem, artiecas ari uz seit ra­
dusos pelJ;lu. Ieguldijuma tiesiskajai paplaSinäsanai, izmaiJ;lai vai pärmaiJ;mi jänotiek saskaJ;lä ar täs Li­
gumsledzejas puses likumdosanu, kuras suverenajä teritorijä ieguldijums tika veikts. 

3. pants 

Rikosanäs ar ieguldijumiem 

CI) Katra Ligumsledzeja puse nodrosina otrai Ligumsledzejai pusei un täs ieguldIjumiem ne mazäk 
izdevigu rezimu, käds tas ir treso valstu iegulditäjiem un to ieguldijumiem. 

(2) Noteikumi, saskaJ;lä ar 1. pantu, nav jäiztulko tä, ka tie vienai no Ligumsledzeju pusem uzliktu 
par pienäkumu pies~irt otras Ligumsledzejas puses iegulditäjiem un to ieguldijumiem, patreiz vai 
turpmäk, ipasu labvelibas rdimu, ierädot pirmtiesibas un privilegijas, kas izriet no: 

a) muitas savienibas, kopeja tirgus, brivas tirdznieciskäs zonas vai piederibas kädai ekonomiskai 
apvienibai; 

b) käda starptautiska noliguma, starpvalstu vienosanäs vai valsts ieksejiem normativajiem aktiem 
nodoklu jautäj umos; 

c) noteikumiem, kas atvieglo satiksmi päri robezai; 
d) nacionälä rezima, ko viena Ligumsledzeja puse ir pies~irusi tresajai valstij saskaJ;lä ar divpuseju 

ligumu par ieguldljumu veicinäsanu un aizsardzlbu. 

4. pants 

Zaudejumu atlidzinäsana 

(1) Vienas Ligumsledzejas puses iegulditäju ieguldijumi otras Ligumsledzejas puses suverenajä teri­
torijä drikst tikt atsavinäti tikai sabiedribas intereses un Iikumdosanä noteiktajä kärtibä un pret kom­
pensäciju. Kompensäcijai jäatbilst atsavinätajai ieguldijuma vertlbai, kas noteikta pirms tä briZa, kad par 
faktisko vai paredzeto nacionalizäciju kluva zinäms atklätibai. Kompensäcija jäizmaksä bez vilcinäsanäs 
un lidz izmaksas bridim tä ir aplikta ar täs valsts bankas noteikto parasto procentu likmi, kuras suverenajä 
teritorijä ieguldijums ir veikts, kompensäcija jäizmaksä brlvi konvertejamä valütä un tai jäbüt brivi pärve­
damai. Veläkais atsavinäSanas bridi piemerotä veidä jäparüpejas par kompensäcijas noteiksanu un iz­
maksu. 

(2) Ja käda no Ligumsledzejäm pusem atsavina kädas sabiedribas ipasumus, kura pec 1. panta 2. 
punkta uzskatama par sis Ugumsledzejas puses sabiedribu un kurä oträs Ligumsledzejas puses iegul­
ditäjam pieder tiesibas uz lidzdalibu vai paju, tad atbilstosi 1. panta noteikumiem, iegulditäjam tiek garan­
teta atbilstosa kompensäcija. 

(3) Iegulditäjam ir tieslbas pärbaudit atsavinäsanas likumigumu ar täs Ligumsledzejas. puses kompe­
tentu institüciju palidzibu, kura ir ierosinäjusi atsavinäsanu. 

(4) Iegulditäjam ir tiesibas pärbaudit kompensäcijas lielumu (apjomu)un izmaksas veidus vai nu ar 
täs Ligumsledzejas puses kompetentu institüciju palidzibu, vai ari ar kädas starptautiskas s~irejtiesas 
starpniecibu, SaSkaJ;lä ar si liguma 8. pantu. 

5. pants 

Pärvedumi 

(1) Katra Ligumsledzeja puse bez nepiekläjigas vi1cinäsanäs nodrosina otrai Ligumsledzejai plIsei 
brivu pärvedumu brivi konvertejamä v!llütä, saskaJ;lä ar ieguldijuma veiksanai ietvertajiem maksäjumiem, 
ipasi artieclbä uz: 

a) kapitälu un papiIdus summäm/iemaksäm ieguldijumu uzturesanai kärtibä vai to apjoma palie­
linäSanai; 

b) summäm, kuras bijusas paredzetas to izdevumu segsanai, kuri saistiti ar ieguldijuma pärvaldiSa­
nll; 
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c) ienäkumiem; 
d) aizdevumu atmaksäSanu; 
e) ienäkumiem ieguldijuma pilnigas vai da\i::jas likvidesanas vai pärdosanas gadijumä; 
f) kompensäciju saskaJ)ä ar si Iiguma 4. panta I. punktu. 

(2) Maksäjumi, atbilstosi sim pantam, notiek pec tädiem mail).as kursiem, kädi pärveduma izdariSa­
nas dienä ir pärvedumu veicosäs Ligumsledzejas puses suverenajä teritorijä. 

(3) Valütas mail)as kursi tiek noteikti saskal).ä ar katras Ligumsledzejas puses suverenajä teritorijä 
esoso birzu kursiem, respektivi uz tä briza banku sistemas noteiktajiem kursiem katras Ligumsledzejas 
puses suverenajä teritorijä. Bankas nodeväm jäbut taisnigäm un samerigäm. 

6. pants 

Pärl}emsanas tiesibas 

Ja käda no Ligumsledzejäm pusem vai ari täs pilnvarota institücija savam iegulditäjam ir veikusi 
maksäjumus, pamatojoties uz garantiju par ieguldijumu otras Ligumsledzejas puses suverenajä teritorijä, 
tad si otra Ligumsledzeja puse, nekaitejot pirmäs Ligumsledzejas puses iegulduäja interesem, saskal)ä ar 
si liguma 8. pantu un pirmäs Ligumsledzejas puses tiesibäm, saskat;lä ar si IIguma 9. pantu, atzist visu si 
iegulditaja tiesibu un prasibu nodosanu pirmajai Ligumsledzejas pusei, kas notiek, pamatojoties uz li­
kumdosanu vai likumigu darijumu. Täläk otra Ligumsledzeja puse atzist visas pirmäs Ligumsledzejas 
puses tiesibas un prasibas, kuras pirmä Ligumsledzeja pu se ir tiesiga istenot tadä pasä apjoma kä tas tie­
siskais prieksgäjejs. Uz maksäjumu parvedumiem attiecigajai Ligumsledzejai pusei, saskal)ä ar tiesibu 
pafl)emsanu, attiecas si Iiguma 4. un 5. pants .. 

7. pants 

Citas saistibas 

(1) Ja no vienas Ligumsledzejas puses normatlvajiem aktiem vai saistibäm starptautisko tiesibu 
joma, kuras blakus sim noligumam pastav starp Ligumsledzejam pusem vai tiks piel)emti näkotne, izriet 
vispäreji vai ipasi noteikumi, kuri paredz otras Ligumsledzejas puses iegulditäju veiktajiem ieguldiju­
miem labveligäku (izdevigäku) rezimu, kä si Iiguma piesl}irtais, tad siem noteikumiem, ja tie ir izdevigäki 
attiecibä uz so Iigumu, ir dodama prieksroka. 

(2) Katra Ligumsledzeja puse ievero jebkädas saistibas, kuras ta ir uZI}emusies savä teritorijä pret 
otras Ligumsledzejas puses iegulditäju, attiecibä uz täs sankcionetajiem ieguldijumiem. 

8. pants 

leguldijumu stridu izskatiSana 

(l) Ja starp vienu Ligumsledzejas pusi un otras Ligumsledzejas puses iegulditaju rodas domstarpibas 
attiecibä uz ieguldijumu, tad starp abäm stridus pusem täs, cik iespejanis, risinämas draudzigä ce!ä. 

(2) Ja abas Ligumsledzejas puses ir ] 965. gada 18. marta Vasingtonas konvencijas locekles, tad järi­
kojas SaSkal)ä ar sekojosiem noteikumiem: 

Ja nesasakal)as saskal)a ar I. punktu netiek atrisinätas 3 menesu laikä pec pietiekosi detalizeta prasi­
bas rakstiska pazil)ojuma saI;lemsanas, tad stridus jautäjums vienas Ligumsledzejas puses vai otras Li­
gumsledzejas puses iegulditäja uzdevumä tiek iesniegts izligumam vai izsl}irsanai Starptautiskajä iegul­
dijumu stridu izl}irsanas centrä, kas tika izveidots, pamatojoties uz 1965.g. 18. martä VaSingtonä pa­
rakstito konvenciju par ieguldljumu stridu izskatiSanu starp valstim un citu valstll pilsoI;liem. Ja strldus 
jautäjums tiek izskams sl}irejtiesä, tad katra Ligumsledzeja puse ari, neuzrädot personisku sl}irejtiesas 
vienosanos starp Ligumsledzejas pllsi un iegulditäju, neatsaucami un ieprieks piekrit tädas nesaskal).as 
iesniegt Centrä un sl}irejtiesas lemumu atzit par saistosu. Si piekrisana nozime atteiksanos no prasibas 
izskatit lietu valsts ieksejä administrativajä vai tiesas procesä. 

(3) Gadijumä, ja käda no Ligumsledzejäm pusem nav 2. pantä minetäs konvencijas dalibniece, tad 
järikojäs saskal)ä ar Sädiem noteikumiem: 

Ja kada no minetajäm domstarpibäm, saskaI;lä ar 1. pantu netiek atrisinäta tris menesu laikä pec pie­
tiekosi detalizeta prasibas rakstiska paziI;lojuma sal)emsanas, tad stridus jautäjumu pec vienas Ligumsle­
dzejas puses vai otras Ligumsledzejas puses iegulditäja pieprasijuma izsl}ir tris sl}irejtiesnesi sl}irejtiesas 
celä saskal)a ar UNCITRAL - sl}irejtiesas procesuälo (tiesäsanas) kärtibu, käda ir spekä pieprasijuma 
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iesniegsanas bridi abäm Ligumsledzejäm pusem piet;lemamä formulejumä. LIgumsledzeja puse pak!aujas 
minetajai sl}irejtiesai ari tad, ja nav attiecigas vienosanäs par sl}irejtiesas sasauksanu. 

(4) Sl}irejtiesas lemums ir galigs un saistoss, tas tiek pildits saskat;lä ar katras valsts ieksejo likum­
dosanu, katra Ligumsledzejas puse garante s~irejtiesas lemuma atziSanu un izpildi saskat;lä ar atbilstosa­
jiem normativajiem aktiem. 

(5) Ligumsledzeja puse, kura ir stridus puse, nevienä no izliguma vai sl}irejtiesas vai ari sl}irejtiesas 
lemuma izpildes posmiem nevar aizbildinäties, ka ieguldHäjs, kurs ir otra stridus puse, pamatojoties uz 
garantiju, ir sat;lemis atlidzibu par visiem vai da!u no saviem zaudejumiem. 

9. pants 

Stridi starp Ligumsledzejäm pusem 

(I) Nesaskat;las starp Ligumsledzejäm pusem par si liguma iztulkosanu vai piemerosanu järisina, cik 
iespejams, draudzigä celä. 

(2) Ja nesaskat;las saskat;lä ar I. punktu netiek atrisinätas 6 menesu laikä, stridus jautäjums pec kädas 
no Ligumsledzejas puses pieprasijuma tiek iesniegts izskatiSanai sl}irejtiesä. 

(3) Sl}irejtiesa katras lietas izskatisanai tiek sasaukta sekojosä kärtibä: katra Ligumsledzeja 
puse iece! vienu s~irejti:sas locekli un abi sl}irejtiesas locek!i vienojas par kädas tresäs valsts 
pilsoni kä priekssedetäju. S~irejtiesas locek!us jäiece! divu menesu laikä pec tarn, kad viena no Ligum­
sledzejäm pusem otrai rakstiski pazil;\Ojusi, ka tä velas stridus jautäjumu nodot izskatiSnai. Sl}irejtiesas 
priekssedetäjs jäiece! divll menesu laikä pec tarn, kad viena no Ligumsledzejäm pusem otrai ir pazit;lojusi, 
ka tä grib iesniegt stridus jautäjumu s~irejtiesai. 

(4) Ja 3. punktä noteiktie termi!}i netiek ieveroti, katra no Ligumsledzejäm pusem gadljumä, ja ne­
pastäv käda cita vienosanäs, var lügt starptautiskäs tiesas prezidentu iecelt nepieciesamos sl}irejtiesnesus. 
Ja starptautiskäs tiesas prezidents ir kädas Ligumsledzejas puses valsts pilsonis vai ari vi!}s nevar pildit sis 
funkcijas kädu citu iemeslu deI, tad so nepieciesamo s~irejtiesnesu iecelSanu var veikt viceprezidents, vai, 
ja ari vi!}s nevar pildit sis funkcijas, tad vecäkais Starptautiskäs tiesas loceklis, kurs tiek pieaicinäts uz 
tädiem pasiem noteikumiem. 

(5) S~irejtiesa nosaka pati savu tiesäsanas kärtibu. 

(6) S~irejtiesa pie!}em lemumus, pamatojoties uz so ligumu, kä ari uz vispäratzitäm starptautisko 
tiesibu normäm. Tä pie!}em lemumus ar balsu vairäkumu, s~irejtiesas lemums ir galigs un saistoss. 

(7) Katra Ligumsledzeja puse sedz savu locek!u un savas likumigäs pärstävesanas izdevumus 
~~irejtiesä. Ieceltä priekssedetäja, kä ari citus izdevumus sedz abas Ligumsledzejas puses vienädäs daläs. 
S~irejtiesa savä lemumä var noteikt ari citu izdevumu segsanas kärtibu. 

10. pants 

Liguma piemerosana 

Sis ligums attiecas uz ieguldijumiem, kurus vienas Ligllmsledzejas puses iegulditäji ir veikusi vai 
veiks otras Ligumsledzejpllses teritorijä saska!}ä ar täs likumdosanu, kä pirms, tä ari pec si liguma 
stäsanäs spekä. Tas neattiecas uz ieguldijumiem, kuri veikti pirms 1956. gada I. janvära, iZl)emot gadiju­
mus, ja starp Ligumsledzejäm pusem pastäveja noteikta vienüSanäs. 

11. pants 

Stäsanas speka un darbibas laiks 

(I) Sim ligumam nepieciesama ratifikäcija, un tas stäjas spekä tresä menesa pirmajä dienä, skaitot no 
menesa, kurä veikta ratifikäcijas dokumentu apmai!}a; 

(2) Ligums paliek spekä desmit gadus, pec si laika iztecesanas tas tiek pagarinäts uz nenoteiktu laiku 
un katra no LIgumsledzejäm pusem var to anulet, diplomätiskä ce!ä rakstiski par to bridinot 12 menesus 
ieprieks. 

(3) Uz ieguldijumiem, kuri veikti pirms si Iiguma darbibas lausanas brldza, attiecas si liguma pirmo 
10 pantu nosacijumi ir spekä vel desmit gadus pec minetä liguma darbibas lausanas briza. 

Parakstits Rigä, 17. 11. 1994. 
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divos originäleksempläros, katrs väcu un latviesu valodäs, pie kam abiem tekstiem ir vienäds speks. 

Austrijas Republikas varda 

Franz Parak rn.p. 

Latvijas Republikas värdä 

Valdis Birkavs rn.p. 
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VORBLATT 

Problem 

Die Förderung und der Schutz von Investitionen im Ausland wird von den innerstaatlichen Rechts­
normen des ausländischen Staates geregelt, ohne daß der Heimat- oder Sitzstaat des Investors ein Recht 
hat, effiziente Schutzfunktionen auszuüben. Dies kann sich hemmend auf die im beiderseitigen Interesse 
liegende Investitionsbereitschaft auswirken. 

Problemlösung 

Das vorliegende Abkommen hat die Förderung und den Schutz von Investitionen zum Gegenstand 
und regelt auf der Grundlage der Gegenseitigkeit u.a. die Entschädigungspflicht bei Enteignungen, die 
Frage von Überweisungen und Formen der Streitbeilegung. Das Abkommen beruht auf dem Prinzip der 
Meistbegünstigung - ausgenommen Vorteile, die sich aus Integrationsmaßnahmen u.ä. ergeben. Auf 
Grund dieses Vertragsinstrumentes ist jede Vertragspartei in der Lage, die Rechte ihres Investors im In­
vestitionsland sicherzustellen und zu vertreten. 

Alternativen 

Beibehaltung der bisherigen unbefriedigenden Rechtslage. 

Kosten 

K ein e. Mit der Voll ziehung des Abkommens ist weder ein vermehrter Sachaufwand noch ein zu­
sätzlicher Personalaufwand verbunden. 

EG-Konformität 

Die Vereinbarkeit mit bestehenden EG-Regelungen ist gegeben. 
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Erläuterungen 

I. 

Allgemeiner Teil 

Das gegenständliche Abkommen ist gesetzändernd bzw. gesetzesergänzend und bedarf daher gemäß 
Artikel 50 Abs. 1 B-VG der Genehmigung durch den Nationalrat. Da das Abkommen auch Angelegen­
heiten, die den selbständigen Wirkungsbereich der Länder betreffen, regelt, bedarf es gemäß Artikel 50 
Abs.l B-VG zweiter Satz auch der Zustimmung des Bundesrates. Es hat nicht politischen Charakter und 
ist der unmittelbaren Anwendung im innerstaatlichen Rechtsbereich zugänglich, sodaß eine Erlassung 
von Gesetzen gemäß Artikel 50 Abs. 2 B-VG nicht erforderlich ist. Das Abkommen enthält keine verfas­
sungsändernden Bestimmungen. Die einzelnen EG-Mitgliedsstaaten schließen analoge Abkommen mit 
Drittländern ab. 

Investitionsschutzabkommen werden üblicherweise zwischen Industriestaaten einerseits und wirt­
schaftlich weniger entwickelten Ländern andererseits abgeschlossen. Ihr Ziel ist es, Investitionstätigkeit 
zu fördern und getätigte Investitionen zu schützen. Es liegt in den wirtschaftlichen Gegebenheiten, daß 
Investitionen in erster Linie von den Industriestaaten in die wirtschaftlich weniger entwickelten Länder 
fließen. Es ist aber nicht auszuschließen, daß der Investitionst1uß auch eine umgekehrte Richtung nimmt. 
Ein Industriestaat muß daher grundsätzlich bei der Verhandlung solcher Abkommen auf diese Möglich­
keit im Lichte seiner eigenen Wirtschaftsstruktur sowie seiner Gesetzgebung Bedacht nehmen. 

Da die Grundaufgabe von Investitionsschutzabkommen in jedem Fall die gleiche ist, und da die von 
Österreich angestrebten Investitionsschutzabkommen im Regelfall ausgehend von einem, von einem 
OECD-Basisentwurf abgeleiteten, österreichischen Mustervertrag verhandelt werden, sind die Abkom­
mensinhalte einander in hohem Maße ähnlich bis identisch. Größere Abweichungen ergeben sich in der 
Regel bei Fragen der Streitbeilegung zwischen einer Vertragspartei und einem Investor und bei den Mo­
dalitäten des Devisentransfers. 

Die Vertragsparteien sichern sich die Meistbegünstigung zu. 

Es kann erwartet werden, daß die österreichische Wirtschaft in Zukunft von der Möglichkeit zu In­
vestitionstätigkeiten in Lettland Gebrauch macht. Auch auf lettischer Seite besteht Interesse an Investitio­
nen aus Österreich sowie die Bereitschaft, durch entsprechende innerstaatliche Regelungen ausländische 
Investitionstätigkeit zu fördern. Ziel des gegenständlichen Abkommens ist es, die österreichischen Firmen 
bei ihren Investitionsbemühungen in der Republik Lettland zu unterstützen und sie gegen dabei allenfalls 
entstehende Risiken abzusichern. 

Besondere Bedeutung kommt der Regelung der Entschädigung im Falle der Verstaatlichung oder je­
der sonstigen Maßnahme mit einer der Enteignung gleichkommenden Wirkung zu. Einen wichtigen Ver­
tragsbestandteil bilden ferner die Bestimmungen betreffend den Transfer von Erträgen aus Investitionen, 
von Rückzahlungen von in Devisen gewährten Darlehen, von Erlösen aus deren Liquidation oder Veräu­
ßerung und von Entschädigungen im Enteignungsfall. 

Bei Streitigkeiten zwischen einem Investor und einem Vertragsstaat sieht das Abkommen ein 
Schiedsverfahren nach der UNCITRAL-Schiedsgerichtsordnung vor; nach' dem Beitritt beider Vertrags­
parteien zur Washingtoner Konvention vom 18. März '1965 kann der Investor alternativ auch das Interna­
tionale Zentrum für die Beilegung von Investitionsstreitigkeiten befassen. Für Meinungsverschiedenheiten 
zwischen den Vertragsparteien hinsichtlich der Interpretation und Anwendung dieses Abkommens ist ein 
Schiedsverfahren vorgesehen. 
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11. 

Besonderer Teil 

Präambel: 

Diese enthält im wesentlichen die Motive der vertragschließenden Parteien. 

Artikel 1 

Dieser Artikel dient dazu, die im Abkommen vorkommenden wesentlichen Begriffsinhalte zu defi­
nIeren. 

Der Begriff "Investition" ist sowohl inhaltlich als auch durch eine umfangreiche, wenn auch nicht 
erschöpfende Aufzählung von Vermögenswerten definiert. Die Aufzählung folgt einem internationalen 
Standard. 

Der BegritJ "Investor" wird in bezug auf die Vertragsparteien in zweierlei Weise definiert: im Falle 
natürlicher Personen durch die Staatsangehörigkeit, im Falle juristischer Personen etc. entsprechend der 
in Österreich vorherrschenden Sitztheorie. 

Die Definition der "Erträge" im Absatz (3) entspricht sowohl inhaltlich als auch in der demonstrati­
ven Aufzählung internationaler Praxis. 

Der Begriff "Enteignung" bezeichnet eine Verstaatlichung oder jede sonstige Maßnahme mit einer 
der Enteignung gleichkommenden Wirkung. 

Artikel 2 

umfaßt sowohl die Förderung als auch den Schutz von Investitionen. 

Absatz (1) enthält eine Vertragsbestimmung allgemeiner Natur. Konkrete Maßnahmen sind nicht an­
gesprochen, vielmehr ist den Vertragsparteien bei der Gestaltung dieser Maßnahmen, unter der Bedin­
gung der Gerechtigkeit und Billigkeit, freie Hand gelassen. Die Zulässigkeit von Investitionen wird dabei 
an die Gesetzgebung der jeweiligen Vertrags partei gebunden. 

Absatz (2) beinhaltet die Schutzgarantie des Abkommens für Investitionen und ihre Erträge. 

Artikel 3 

enthält das Prinzip der Meistbegünstigung. 

Absatz (2) fixiert die Ausnahmen vom Prinzip der Meistbegünstigung (Zollunion, gemeinsamer 
Markt, Freihandelszone, Zugehörigkeit zu einer Wirtschaftsgemeinschaft und Grenzverkehr; Nichtan­
wendung auf Steuerfragen; einem Drittstaat in einem Investitionsschutzabkommen zugestandene Inlän­
dergleichbehandlung). 

Artikel 4 

behandelt Fragen der Entschädigung und ist somit als einer der wichtigsten Artikel des Abkommens 
anzusehen. 

Die Enteignung wird darin durch Bindung an drei Bedingungen hinsichtlich ihrer Anwendbarkeit 
wesentlich eingegrenzt. Sie darf nur: 

1. im öffentlichen Interesse, 
2. unter Einhaltung eines rechtmäßigen Verfahrens und 
3. gegen Bezahlung einer Entschädigung 

erfolgen. 

Die Entschädigungsptlicht ist so formuliert, daß sie eine weitestgehende Wertsicherung und Ver­
wertbarkeit für die betroffenen Vermögenswerte garantiert. 

Absatz (1) schreibt fest, daß die Entschädigung dem realen Wert der Investition unmittelbar vor dem 
Zeitpunkt entsprechen muß, in dem die tatsächliche Maßnahme der Enteignung gesetzt oder die bevorste­
hende Enteignung bekannt wurde. 

Absatz (2) bestimmt, daß Absatz (1) auch im Falle der Enteignung einer Gesellschaft Anwendung 
findet, an welcher ein Investor der anderen Vertragspartei Anteile besitzt. 
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Absatz (3) räumt dem Investor das Recht ein, die Rechtmäßigkeit der Enteignung durch die zustän­
digen Organe der Vertragspartei, welche die Enteignung veranlaßt hat, uberprüfen zu lassen. 

Absatz (4) räumt dem Investor das Recht ein, die Höhe der Entschädigung durch das zuständige Or­
gan der enteignenden Vertragspartei oder durch ein internationales Schiedsgericht gemäß Artikel 8 dieses 
Abkommens überprüfen zu lassen. 

ArtikelS 

bildet eine notwendige und klarstellende Ergänzung zu den vorangegangenen Artikeln, insbesondere 
zu den Artikeln 3 und 4, insofern er das Verfügungs- bzw. Repatriierungsrecht des Investors über alle 
vorher genannten Vermögenswerte durch Regelung der Überweisbarkeit von Zahlungen aus dem Ho­
heitsgebiet einer Vertrags partei garantiert. 

Absatz (1) garantiert den freien Transfer ohne ungebührliche Verzögerung in frei ·konvertierbarer 
Währung für Zahlungen im Zusammenhang mit einer Investition, und zwar insbesondere für Investiti­
onserträge, Rückzahlungen von Darlehen, Erlöse aus Liquidation oder Veräußerung und Entschädigung. 

Absatz (2) definiert die bei Überweisungen anzuwendenden Wechselkurse. 

Absatz (3) regelt die Festlegung des Wechselkurses und stellt die Angemessenheit der Bankgebüh­
ren sicher. 

Artikel 6 

Da Investitionen seitens öffentlicher Stellen des Staates, dem der Investor angehört, vielfach mit Ga­
rantien ausgestattet werden, sieht dieser Artikel vor, daß der Garantiegeber in die Rechte des Garantie­
nehmers eintreten kann, um von diesem auf ihn übergegangene Ansprüche aus dem vorliegenden Vertrag 
geltend zu machen. 

Artikel 7 

Ergibt sich laut Absatz (1) aus einer Rechtsvorschrift einer Vertragspartei oder aus einer völker­
rechtlichen Verpflichtung zwischen den Vertragsparteien eine günstigere Behandlung als sie das Ab­
kommen vorsieht, so geht diese Regelung dem Abkommen insoweit vor, als sie günstiger ist. 

Absatz (2) erlegt den Vertragsparteien die Beachtung der von ihnen übernommenen Verpflichtungen 
in bezug auf genehmigte Investitionen auf. 

ArtikelS 

regelt die Beilegung von Meinungsverschiedenheiten aus einer Investition zwischen dem Investor 
einer Vertragspartei und der anderen Vertragspartei durch die Möglichkeit; bei Scheitern auf dem Ver­
handlungswege nach drei Monaten die Meinungsverschiedenheit auf Antrag der Vertragspartei oder des 
Investors der anderen Vertragspartei dem Internationalen Zentrum für die Beilegung von Investitions­
streitigkeiten zu unterbreiten, so ferne beide Vertragsparteien der Washingtoner Konvention vom 18 März 
1965 beigetreten sind; bis zum Beitritt beider Vertragsparteien zur genannten Konvention wird die Mei­
nungsverschiedenheit auf Antrag der Vertragspartei oder des Investors der anderen Vertragspartei einem 
Schiedsverfahren mit drei Schiedsrichtern nach der UNCITRAL-Schiedsgerichtsordnung unterbreitet. 

Artikel 9 

behandelt Streitigkeiten über die Auslegung und Anwendung des vorliegenden Vertrages zwischen 
den Vertragsparteien. 

Artikel 10 

Das Abkommen ist anwendbar auf alle Investitionen, die vor dem Inkrafttreten des Abkommens ge­
tätigt wurden oder die nach seinem Inkrafttreten getätigt werden; es findet jedoch grundsätzlich keine 
Anwendung auf Investitionen, die vor dem 1. Jänner 1956 getätigt wurden. 

Artikel 11 

stipuliert die Ratifikationsbedürftigkeit. Die Abkommensdauer wird mit zehn Jahren ab dem Zeit­
punkt des Inkrafttretens festgelegt, und verlängert sich danach auf unbestimmte Zeit. Nach diesem Zeit­
punkt ist eine Kündigung unter Einhaltung eine zwölfmonatigen Kündigungsfristmöglich. 
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